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Umgrenzung Wasserschutzgebiet, Zone III

DENKMALSCHUTZ
Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände, 
z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden. Diese sind nach § 21 HDSchG unverzügich dem Landesamt für 
Denkmalpflege, hessenArchäologie, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden. Funde und Fundstellen sind in un-

TEIL C  NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN UND HINWEISE  [§ 9 Abs. 6 BauGB]

UMGANG MIT W ASSERGEFÄHRDENDEN STOFFEN
Beim Bau und Betrieb von Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist die Einhaltung der AwSV (Verordnung 
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen) zu beachten.

STRAßENBAULASTTRÄGER
Von der Bundesautobahn, der Bundes- und Landesstraße können schädliche lmmissionen (Lärm- und Luftverunreinigungen) 
ausgehen. Kosten oder anteilige Kosten hierfür oder für etwaige Blendschutzmaßnahmen werden durch die Straßenbaulastträger 
oder die Stadt Diemelstadt nicht übernommen. Es wird auf einen möglichen sechsstreifi­gen Ausbau der BAB 44 verwiesen. 

KulturdenkmalD
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[1.1] Der Anwendungsbereich der textlichen Festsetzungen ist durch die zeichnerisch dargestellten Geltungsbereiche 
festgesetzt. Die Größe des räumlichen Geltungsbereiches I beträgt 242.005 Quadratmeter. Die Größe des räum-
lichen Geltungsbereiches II 85.095 Quadratmeter und die Größe des räumlichens Geltungsbereiches III 55.567 Qua-
dratmeter.

Grenze des jeweiligen räumlichen Geltungsbereiches [§ 9 Abs. 7 BauGB][1.2]

1 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH [§ 9 Abs. 7 BauGB]

2 ART DER BAULICHEN NUTZUNG [§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB]

A. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN [§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m § 1 bis 23 BauNVO]

TEIL B  PLANZEICHEN UND TEXTFESTSETZUNGEN

Industriegebiete  [§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 9 BauNVO]

 
GI

[2.2]
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STADT DIEMELSTADT 
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TEIL A  PLANZEICHNUNG
  RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH I

4 BAUWEISE UND ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN [§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB]

Baugrenze [§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB][4.3]

überbaubare Grundstücksfläche

6 VERKEHRSFLÄCHEN / VERKEHRSFLÄCHEN BESOND. ZWECKBESTIM MUNG [§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB]

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind [§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB][5.2]

5 FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTEN SIND [§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB]

Verkehrsfläche
   • öffentliche Straßenverkehrsfläche

[6.1]

AUFSTELLUNGS- UND GENEHMIGUNGSVERMERK
Aufgestellt nach dem Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit der Baunutzungsverordnung (BauNVO), der Planzeichenver-
ordnung (PlanZV) sowie § 91 der Hessischen Bauordnung (HBO) jeweils in der zum Zeitpunkt der Offenlegung gültigen Fassung 

Bereich ohne Ein- und Ausfahrten[6.4]

Sichtfelder, Sichtdreieck:
An Knotenpunkten, Rad-/Gehwegüberfahrten und Überquerungsstellen sind für wartepflichtige Kraftfahrer, Radfahrer 
und Fußgänger Mindestfelder zwischen 0,80 Meter und 2,50 Meter Höhe von ständigen Sichthindernissen, parken-
den Kraftfahrzeugen und sichtbehinderndem Bewuchs freizuhalten.

[6.5]

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung
   • Wirtschaftsweg

[6.2]

9 GRÜNFLÄCHEN [§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB]

Private Grünfläche[9.1]

10 W ASSERFLÄCHEN UND FLÄCHEN FÜR DIE W ASSERWIRTSCHAFT, DEN HOCHW ASSERSCHUTZ UND 
DIE REGELEUNG DES W ASSERABFLUSSES [§ 9 Abs. 1 Nr. 16a und b BauGB]

Wasserflächen
   • Fließgewässer - kleiner Hügel- und Berglandbach

[10.1]

[2.3]

Mineralöltankstellen sind ausschließlich für betriebseigene Zwecke zulässig.[2.6]

Vergnügungsstätten nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 der BauNVO sind auch ausnahmsweise nicht zugelassen.[2.7]

3 MAß DER BAULICHEN NUTZUNG  [§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m §§ 16 - 21a BauNVO]

Die Höhe baulicher Anlagen darf die zulässige Gesamthöhe (GH) von 253,50 Meter, bezogen auf das Normalhö-
hen Null (NHN) als Bezugspunkt für das Deutsche Haupthöhennetz 2016, nicht überschreiten. Technisch erfor-
derliche Aufbauten, Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie und Schornsteine sind hiervon ausgenommen. Der 
obere Bezugspunkt wird durch die Oberkante (OK) der Dachhaut des Firstes gebildet.

[3.2]

Die in der Planzeichnung festgesetzten Verkehrsflächen sind für den Katastrophenfall befahrbar auszubilden.   [6.3]

Erhaltung von Gehölzstruktuen, auch Verkehrsgrün[9.3]

Erhaltung Bachröhricht[9.4]

11 FLÄCHEN FÜR DIE LANDWIRTSCHAFT, FLÄCHEN FÜR DEN W ALD [§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB]

Flächen für die Landwirtschaft[11.1]

[11.2] Zulässig sind landwirtschaftliche Nutzungen in Form von Ackerbau, Wiese- und Weidewirtschaft, berufsmäßiger Imkerei, Weinbau 
sowie Erwerbsobstbau.

Rotation: 23,555 Grad

[3.4] Die zulässige Firsthöhe (FH) beträgt 22,50 Meter. Die Firsthöhe beschreibt den Abstand zwischen der Oberkan-
te Fertigfußboden des Erdgeschosses (OKFF) und der Oberkante (OK) der Dachhaut des Firstes.

[2.1] Die für die Bebauung vorgesehenen Flächen (Baugebiete) werden gem. § 9 BauNVO als "Industriegebiet" [GI] 
festgesetzt.  

Die in der Planzeichnung dargestellte Grundflächenzahl von 0,8 bestim mt das Maß der baulichen Nutzung, Über-
schreitungen in geringfügigem Ausmaß können zugelassen werden. 

Es sind Gebäude in abweichender Bauweise (a) zulässig. In der abweichenden Bauweise gelten die Eigenschaften 
der offenen Bauweise mit der Maßgabe, dass auch Gebäude mit mehr als 50 Meter Länge zulässig sind. An den 
Grundstücksgrenzen gelten die Abstandsregeln der Hessischen Bauordnung, beim Bau von Doppelhäusern und 
von Hausgruppen über zwei oder mehrere Grundstücke darf auf die Grenze gebaut werden.  
Die überbaubare Grundstücksfläche wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 1 BauNVO durch Bau-
grenzen festgesetzt.

[5.1] Gem. § 9 Abs. 1 Fernstraßengesetz und § 23 Abs. 1 Hessisches Straßengesetz dürfen außerhalb der zur Erschlie-
ßung der anliegenden Grundstücke bestim mten Teile der Ortsdurchfahrt (Ortsdurchfahrtsgrenze) längs der Auto-
bahn in einer Entfernung bis zu 40 Meter und längs der Landesstraße in einer Entfernung bis zu 20 Meter Hoch-

Die privaten Grünflächen sind entsprechend der textlichen Festsetzungen (Punkt 10) zu entwickeln und zu pflegen. [9.2]

Ausnahmsweise können auf 10 Prozent der überbauten Fläche der baulichen Anlagen, aber maximal auf 200 Qua-
dratmeter, Gebäude- und Anlagenteile (technische Aufbauten) bis zu einer Oberkante von max. 258,00 Meter, be-
zogen auf das Normalhöhen Null (N H N) als Bezugspunkt für das Deutsche Haupthöhennetz 2016, zugelassen 
werden, wenn deren Grundfläche 200 Quadratmeter nicht überschreitet.

Flächen für den Wald[11.3]

12 FLÄCHEN ODER MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR 
UND LANDSCHAFT [§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und BauGB]

[12.1] Zum allgemeinen Schutz wildlebender Tiere, insbesondere von Vögeln, ist es nicht zulässig, Bäume, die außerhalb des Waldes, 
von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Ge-
hölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen; zulässig sind 
schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Bäumen.

TEIL A  PLANZEICHNUNG
  RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH II

7 FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN [§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB]

Flächen für Versorgungsanlagen; hier Elektrizität
[§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB]

[7.1]

NUTZUN G SOLARER STRAHLUN GSENER GIEN
Es wird empfohlen, Fassadenflächen und zusammenhängende Stellplatzflächen zur Gewinnung solarer Strahlungsenergie (Fo-
tovoltaik und/oder Solarthermie) zu nutzen, soweit dies wirtschaftlich zumutbar ist.
Es wird darauf hingewiesen, dass in Bezug auf Punkt 13.1 die Inbetriebnahme der Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungs-
energien verpflichten ist und Inbetriebnahme nach den Vorgaben der Stadt Diemelstadt zu erfolgen hat. 

Anlagen, die einen Betriebsbereich im Sinne von § 3 Abs. 5a BImSchG bilden oder Teil eines solchen Betriebsbe-
reichs wären, sind nicht zulässig. Ausnahmsweise können solche Anlagen zugelassen werden, wenn aufgrund bau-
licher oder technischer Maßnahmen ein geringerer Abstand zu schutzbedürftigen Gebieten ausreichend ist.
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TEIL A  PLANZEICHNUNG
  RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH III

8 FÜHRUNG VON UNTERIRDISCHEN VERSORGUNGSANLAGEN UND -LEITUNGEN [§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB]

[8.1] Versorgungsleitungen für Elektrizität, Gas, Wärme, Wasser und Telekommunikation sind unterirdisch zu verlegen.
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1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS [§ 2 BauGB]         

Der Satzungsbeschluss sowie die Stelle, bei der die Änderung des Bebauungsplanes mit 
Begründung nach § 10 (4) BauGB eingesehen werden kann, ist  am  12. 11. 2020  ortsüblich 
bekannt gemacht worden. Mit der Bekanntmachung der Bebauungsplan Nr. 37  "Gewerbepark
Steinmühle" wirksam geworden.

12. INKRAFTSETZUNG

...................................................................................................
(Unterschrift)
Elmar Schröder, Bürgermeister

(Ort, Datum, Siegelabdruck)

...................................................................................................
(Unterschrift)
Elmar Schröder, Bürgermeister

(Ort, Datum, Siegelabdruck)

10. SATZUNGSBESCHLUSS:     (§ 10 BauGB)    
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 23.11.2020 die vorgebrachten Stel-
lungnahmen der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange geprüft 
und die Änderung des Bebauungsplanes gem. § 10 BauGB  als Satzung beschlossen. Das Er-
gebnis der Abwägung wurde mitgeteilt.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind 
mit Schreiben vom 05. 09. 2013 zum Scopin-Termin am 24. 09. 2013 eingeladen worden.

6. FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN (§ 4 Abs. 1 BauGB):

Beschluss vom:             20. 06. 2013
Öffentlich bekannt gemacht:             18. 10. 2013

Öffentlich bekannt gemacht:               18. 10. 2013
Die öffentliche Auslage wurde vom 28. 10. 2013 bis einschl. 08. 11. 2013 durchgeführt.

2. FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT (§ 3 Abs. 1 BauGB)

Öffentlich bekannt gemacht:               08. 09. 2020
Die öffentliche Auslage wurde vom 16. 09. 2020 bis einschl. 16. 10. 2020 durchgeführt.

3. BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT (§ 3 Abs. 2 BauGB)

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind 
mit Schreiben vom 10. 09. 2020 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

7. BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN (§ 4 Abs. 2 BauGB):

11. AUSFERTIGUNGSVERMERK
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen 
der Stadtverordnetenversammlung übereinstim mt und dass die für die Rechtswirksamkeit 
maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten wurden. 

...................................................................................................
(Unterschrift)
Elmar Schröder, Bürgermeister

(Ort, Datum, Siegelabdruck)

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind 
mit Schreiben vom 20. 07. 2022 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

8. ERNEUTE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN (§ 4 Abs. 2 BauGB):

Öffentlich bekannt gemacht:               15. 07. 2022
Die öffentliche Auslage wurde vom 25. 07. 2022 bis einschl. 26. 08. 2022 durchgeführt.

4. ERNEUTE BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT (§ 3 Abs. 2 BauGB)

1
2

3
4

Nutzungsschablone

• 1 = Art der baulichen Nutzung / GI = Industriegebiet
• 2 = Grundfächenzahl GRZ
• 3 = Höhe baulicher Anlagen / m ü. NN = Meter über Normalhöhen-Null
• 4 = Dachform / SD=Satteldach; FD= Flachdach; PD=Pultdach; SD = Sheddach

-

13 BAULICHE ODER TECHNISCHE MAßNAHMEN FÜR DIE ERZEUGUNG, NUTZUNG, ODER 
SPEICHERUNG VON STROM [§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB]

[13.1] Bei der Errichtung von Gebäuden sind die notwendigen baulichen Voraussetzungen und sonstigen technischen 
Maßnahmen zu treffen, dass auf mindestens 50 Prozent der Dachflächen Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energien aus Sonneneinstrahlung (Photovoltaik und / oder Solarthermie) montiert werden können. 

B. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN [§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 91 HBO]

1 ÄUSSERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN [§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO]

[1.1] Im gesamten Geltungsbereich sind Satteldächer, Flachdächer, Sheddächer sowie Pultdächer bis zu einer Dach-
neigung von 20 Grad zulässig. 

[12.17] P - Bepflanzungsmaßnahmen
Die Mauern/Gabionen und Böschungen an der Nordseite des Industriegebietes sind autochthon zu be-
grünen und dauerhaft zu unterhalten.

P
1

3 GESTALTUNG VON WERBEANLAGEN [§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 91 Abs. 1 Nr. 7 HBO]

[2.3] Mindestens 10 vom Hundert (v.H.) der Grundstücksflächen sind mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. Für je 
150 Quadratmeter der nicht überbaubaren Grundstücksfläche ist mindestens ein kleinkroniger Baum oder für je 
300 Quadratmeter der nicht überbaubaren Grundstücksfläche mindestens ein großkroniger Baum zu pflanzen.

[2.4] Großkronige Bäume müssen einen Stammumfang von mindestens 16/18 Zentimeter, kleinkronige Bäume einen 
Stammumfang von mindestens 12/14 Zentimeter in 1,00 Meter Höhe über dem Erdboden aufweisen.

[2.5] Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für jeden fünften Stellplatz ein großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Die Pflanz-
vorgabe kann auf die allgemeinen Baumpflanzungen unter 2.4 angerechnet werden. Zur Sicherung der Baumscheiben 
sind geeignete Schutzvorrichtungen vorzusehen. Stellplätze mit mehr als 1.000 Quadratmeter Flächenbefestigung 
sind zusätzlich durch eine raumgliedernde Bepflanzung zwischen den Stellplatzgruppen zu unterteilen.

Kleinkronige Bäume:
Acer campestre (Feld-Ahorn)
Prunus avium (Vogelkirsche)
Sorbus aucuparia (Eberesche)
Standortgerechte Obstbäume
in diversen Sorten

Großkronige Bäume:
Acer platanoides (Spitz-Ahorn)
Acer pseudo-platanus (Berg-Ahorn)
Carpinus betulus (Hainbuche)
Fagus sylvatica (Buche)
Fraxinus excelsior (Esche)
Quercus petraea (Trauben-Eiche)
Quercus robur (Stiel-Eiche)
Tilia cordata (Winter-Linde)
Ulmus minor (Feld-Ulme)

Sträucher:
Cornus sanguinea (Roter Hartriegel)
Corylus avellana (Hasel)
Crataegus monogyna (Eingriffliger Weißdorn)
Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen)
Prunus spinosa (Schlehe)
Rosa arvensis (Feld-Rose)
Rubus ideaus (Himbeere)
Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)
Viburnum lantana (Wolliger Schneeball)
Viburnum opulus (Gewöhnlicher Schneeball)

[2.6] Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind standortgerechte einheimische Laubgehölze zu verwen-
den und zu erhalten. Unter anderem können folgende Arten verwendet werden:

[3.1] Innerhalb der Baubeschränkungszone der Bundesautobahn sind keine Werbeanlagen zulässig. Innerhalb der Bau-
beschränkungszone der Bundes- und Landesstraße kann nur Werbung an der Stätte der Leistung zugelassen wer-
den, wenn von der Anlage keine erhebliche störende Fernwirkung ausgeht und eine Höhe von 10,0 Meter nicht ü-
berschritten wird. Außenwerbung ist m öglichst in die Fassade zu integrieren und hat sich in Größe, Form und 
Farbe dem Gebäude unterzuordnen. Anlagen für Außenwerbung als Blink­licht, als laufendes Schriftband, als pro-
jizierte Lichtbilder und als spiegelnde Bilder sind nicht zulässig. überdimensional große Anlagen und hohe Pylone 
entlang der klassifizierten Straßen unterliegen den Auflagen der Autobahn. Sie müssen gesondert bei Hessen Mo-
bil Bad Arolsen, der Bundesautobahn GmbH des Landes und dem Fernstraßen-Bundesamt beantragt werden. 

[1.2] Dächer sind mit Solar- und Photovoltaiknutzung auch als Aufdachanlagen zulässig. Durch bauliche Anlagen und 
technische Auf-/Anbauten dürfen keine nachteiligen Blendwirkungen oder Lichtimmissionen auf den Ver­kehrsflä-
chen der BAB 44 oder Landesstraße Nr. 3081 entstehen.

[1.3] Die Farbgestaltung sämtlicher Gebäude im Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist in gedeckten Farbtönen 
durchzuführen.  

2 GESTALTUNG UND BEGRÜNUNG VON GRUNDSTÜCKSFREIFLÄCHEN UND BAULICHEN 
ANLAGEN [§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO]

[2.1] Zur Abgrenzung der einzelnen Grundstücke unterschiedlicher Betriebe untereinander ist zukünftig je ein 2,50 Me-
ter breiter Gehölzstreifen entlang der Grenzen zu den Nachbargrundstücken mit standortgerechten Strauch- und 
Laubgehölzen (siehe Empfehlung) zu bepflanzen. Angemessene Zufahrten und Zugänge sind zulässig.

[2.2] Die Dachflächen sind mit einem mindestens 8 Zentimeter starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen 
und dauerhaft extensiv zu begrünen. Dies gilt nicht für Dachflächen untergeordneter Bauteile und Nebenanlagen.

mit Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit, eines Erschließungsträgers oder eines 
beschränkten Personenkreises zu belastenden Flächen § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB]

[14.1]

14 LEITUNGSRECHTE ZUGUNSTEN EINES DRITTEN [§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB]

[12.2] Als Leuchtmittel bei der Außenbeleuchtung sind bernsteinfarbene bis warm-weiße Leuchtmittel mit einem niedrigen Strahlungsanteil 
im kurzwelligen Bereich, also einer Wellenlänge größer als 400 Nanometer mit abgeschirmten Leuchten mit geschlossenem Ge- 
häuse zu verwenden. Bernsteinfarbene bzw. warm-weiße Leuchtmittel bedeuten, dass der Strahlungsanteil zwischen 1.700 und 
3.000 Kelvin liegt. Nicht zulässig sind flächige Anstrahlungen ohne Informationsvermittlung. Die Oberflächentemperatur der Leuch-
ten und Gehäuse darf 60° Celsius nicht überschreiten. 

L

Bei der Errichtung einer innerbetrieblichen Tankstelle sind die anforderungen der Verordnung zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen, die Technischen Regeln wassergefährdender Stoffe und die Richtlinie "Betonbau beim Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen des Deutschen Ausschusses für Stahlbeton zu beachten. 

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung
des Wasserabflusses, Zweckbestimmung Regenrückhaltebecken  [§ 9 Abs. 1 Nr. 16b BauGB] 

[10.2]
R

[12.4] Erhaltung von Bäumen

[12.3] Die im Geltungsbereich vorhandenen Laubbäume und -sträucher sind so weit wie möglich zu erhalten, wenn sie einer sinnvollen Be-
bauung der entsprechenden Grundstücksflächen nicht entgegenstehen. Bei Verlust sind sie gleichwertig zu ersetzen. Im Rahmen 

Umgrenzung für Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft [§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB] (Nummerierung beispielhaft, Maßnahmen siehe 12.12 bis 12.17)

[12.11]

[12.12]
B
1

[12.5] Bei Neubauten ist an Glasflächen, die größer als 6,0 Quadratmeter sind, das Risiko der Kollision von Vögeln durch die 
Verwendung von Vogelschutzfolien mit Vogelschutzmustern, die Vermeidung von Spiegelungen in Form eines ge-
ringen Außenreflexionsgrads oder Ähnlichem zu minimieren. Alternativ hierzu können Fliegengitter oder Vorhänge 
mit entsprechender Wirkung genutzt werden.

[12.7] Bei Baumaßnahmen ist anfallendes, schadstofffreies Bodenmaterial möglichst vollständig am Anfallort (Baugrundstück) 
einer Wiederverwendung zuzuführen. Durch den Bauherrn ist sicherzustellen, dass die Bodenarbeiten unter boden-
kundlicher Baubegleitung erfolgen. Die mit der bodenkundlichen Baubegleitung beauftragten Personen müssen über 
entsprechende Fachkenntnisse in den Bereichen Bodenansprache, Bodenphysik und -mechanik, Bodenchemie und 
Bautechnik verfügen. Vor Beginn der Bauarbeiten ist durch den Bauherrn der Umgang mit dem Bodenmaterial in Form 
eines Bodenmanagementkonzeptes mit dem Landkreis Waldeck-Frankenberg, Fachdienst Umwelt abzustimmen. 
Zur Stabilisation des Bodens sind Bindungsstoffe, wie Kalk oder Zement, allgemein zulässig

[12.6] In den Baugebieten ist das auf den Grundstücks- und Dachflächen anfallende Oberflächenwasser auf den privaten 
Grundstückflächen zurückzuhalten, nach den anerkannten Regeln der Technik zu behandeln und gedrosselt in die 
angrenzenden Fließgewässer (Rhodener Bach) breitflächig einzuleiten. Der erlaubte Drosselabfluss ist auf 30 
l/(s*ha) versiegelte Fläche zu begrenzen und durch Einsatz zugelassener Regelorgane zu gewährleisten. Entspre-
chend qualifizierte Niederschlagswasserrückhalteanlagen sind unter Beachtung der technischen Vorgaben natur-
nah zu gestalten und umzusetzen. Die Größe der jeweiligen privaten Regenrückhaltung ist im Bauantragsverfahren/ 
Entwässerungsantrag auf Grundlage der konkreten Flächenversiegelungen und Abflussbeiwerten der Dachflächen 
und Außenanlagen nachzuweisen. Gesammelte Oberflächenwässer von Verkehrsflächen müssen gemäß der fach-
gesetzlichen Erfordernisse eine entsprechende Reinigung erfahren.

[12.8] Die Baufeldräumung hat außerhalb der Brut- und Setzzeiten in der Zeit vom 1. Oktober bis 1. März zu erfolgen. Aus-
nahmsweise kann eine Baufeldräumung auch innerhalb der Brut- und Setzzeiten erfolgen, wenn diese mit einer ö-
kologischen Baubegleitung verbunden wird. Vor Beginn der Baufeldräumung ist dann durch den Bauhernn eine 
Kontrolle auf mögliche Bruten, insbesondere der bodenbrütenden Arten, im Bereich des Baufeldes durch qualifi-
ziertes Personal entsprechend der fachlichen Standards durchzuführen. Bei einem Brutnachweis hat eine Verschie-
bung der Baufeldräumung je nach Brutphase zu erfolgen.

[12.9] Die Anlage befestiger Flächen in Form von Steinbeeten und Schottergärten ist, mit Ausnahme eines Spritzschutz-
streifens entlang der Außenwände der Gebäude in einer Breite von 1,00 Meter ab der Außenwand, nicht zulässig. 

[12.10] Stellplatzanlagen sind mit wasserdurchlässigen Belägen zu gestalten, wenn wasserwirtschaftliche, betriebliche
oder sonstige öffentlich-rechtliche Belange nicht entgegenstehen.

[12.13]
B
2

[12.15]
B
4

B - Bewirtschaftungsregelungen
Etablierung einer 1 bis 2-schürigen Mahd unter Düngeverzicht (Gülle, mineralischer Dünger, Mist etc.). 
Erster Mahdtermin ab dem 24. Juni eines jeden Jahres, zweiter Mahdtermin je nach Aufwuchs 6 – 8 
Wochen später. Alternativ zur 2. Mahd kann auch eine Nachbeweidung stattfinden. Das Schnittgut ist 
von der Fläche zu räumen und einer ordnungsgemäßen Nutzung zuzuführen.  
B - Bewirtschaftungsregelungen
Mahd in einem zwei bis fünfjährigen Rhythmus zur Verhinderung einer Verbuschung. Die Mahd hat 
zwischen Mitte September und Februar zu erfolgen, das Mahdgut ist abzutransportieren. Bei der Mahd 
ist ein Teil der Fläche (ca. 30 Prozent) belassen, u m Rückzugsorte für die Fauna zu erhalten. Die 
Flächen sind durch Holzpfähle in einem Abstand von 10 Metern untereinander optisch abzugrenzen.

[12.14] B - Bewirtschaftungsregelungen
Auf den Flächen sind in einem räumlich funktionalen Zusammenhang vor Baubeginn und jeweils jährlich fünf 
Flächen als sogenannte Lerchenfenster anzulegen. Die Lerchenfenster sind möglichst in Wintergetreide an-
zulegen. Es sind Abstände von mindestens 25 Meter zum Feldrand und mindestens 50 Meter zu Gehölzen 
oder Gebäuden einzuhalten. Die Anwendung von Pflanzenschutz- und Düngemitteln nicht zulässig. 

B
3

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen sind auf den nicht überbaubaren Grundstücksflä-
chen zulässig, wenn die Belange des öffentlichen Verkehrs nicht nachteilig beeinträchtigt werden und sie nach Lan-
desrecht in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können.

[4.4]

[2.4]

[2.5]

[3.1]

[3.3]

[4.2]

[4.1]

[12.16]
B
5 B - Bewirtschaftungsregelungen

Eine initiale Auflichtung des Bestandes hat durch den Eintrieb von Vieh und einer punktuellen motorma-
nuellen Entbuschungsmaßnahme und anschließende Wiedereinführung der Beweidung zu erfolgen. Die 
Beweidung erfolgt als Standweide mit geringer Besatzdichte (max. 1 GV/ha) und einer langen Weideperi-
ode ohne Zufütterung. Die Beweidung hat mit Schafen, Ziegen, Rindern, Schweinen oder robusten 
Pferderassen zu erfolgen. Alternativ kann auch eine Nutzung als Umtriebsweide in der Zeit von Juni 
bis September erfolgen. Zur Erfolgskontrolle und Gewährleistung einer weiteren Waldentwicklung ist 
ein Monitoring auf der Fläche einzurichten. 

Feuerwehrzufahrten und Einrichtungen, die in funktionalem Zusammenhang mit Bauvorhaben stehen, sind inner-
halb der Baubeschränkungszone nach § 9 Abs. 2 Fernstraßengesetz nicht zulässig. 

[4.5]

SONTIGE PLANZEICHEN UND PLANZEICHENERKLÄRUNGEN
Flurstücksgrenze Flurstücksbzeichnung

FlurbegrenzungGebäude; inkl. Hausnummer12

27
2

45
3
50

Abrgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

bauten jeder Art nicht errichtet werden. Diese Anbauverbotszonen, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahnen der 
Autobahn bzw. Landesstraße, sind einzuhalten. Neben Hochbauten jeder Art sind auch Neben- und Werbeanlagen, Lagerflächen 
und Stelllplätze sowie für Aufschüttungen bzw. Abgrabungen größeren Umfangs nicht zulässig.

von Rodungsmaßnahmen sind landschaftsprägende Solitärbäume zu erhalten. 

B - Bewirtschaftungsregelungen
Die Entwicklung des Magerrasens erfolgt mittels Mahdgutübertragung. Eine geeignete Spenderfläche 
stellt die westlich angrenzende Magerrasenfläche dar. Alternativ kann auf andere Kalkmagerrasenflä-
chen im Gebiet der Stadt Diemelstadt zurückgegriffen werden. Das Spendermaterial ist gleichmäßig in 
einer Dicke von 3 bis 5 Zentimeter auf die vorbereitete Empfängerfläche (Saatbett) aufzubringen oder 
es erfolgt eine Sicherung des Materials und späterer Wiederauftrag zu einem geeignetem Zeitpunkt. 
Ernte- und Ausbringungszeiträume sind mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Zur Pflege 
erfolgt im ersten Jahr je nach Aufwuchs ein oder mehrere Schröpfschnitte auf ca. 15 Zentimeter zur Un-
terdrückung dominanter schnellwüchsiger Pflanzen und zur Aushagerung. Das Material ist von der 
Fläche zu räumen. Im weiteren Verlauf erfolgt eine extensive Beweidung mit Schafen zwischen Mitte 
Mai und Ende August. Die Beweidung erfolgt kurzzeitig intensiv in 2 WeideNutzungsgängen pro Jahr 
mit hoher Kopfzahl. Der erste Weidegang sollte bis Mitte Juni erfolgen. Die Beweidungshäufigkeit richtet 
sich nach der Aufwuchsmenge. Der Abstand zwischen zwei Beweidungsterminen beträgt mindestens 
acht Wochen. Anlage des Nachtpferches möglichst außerhalb des Magerrasens, um eine Eutrophierung 
der Bestände zu verhindern. Die zweite Nutzung kann auch als Mahd, gegebenenfalls von Teilflächen, 
erfolgen. 

verändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen (§ 21 Abs. 3 HDSchG).

FASSADENBEG RÜNUN G
Es wird empfohlen, Außenwände von Gebäuden, deren Fensterabstand mehr als 8,0 Meter beträgt sowie fensterlose Fas-
saden mit Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen; je 2,0 Meter Wandlänge sollte mindestens eine Pflanze zu verwenden.

Öffentlich bekannt gemacht:               28. 10. 2022
Die öffentliche Auslage wurde vom 07. 11. 2022 bis einschl. 21. 11. 2021 durchgeführt.

5. ERNEUTE BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT (§ 3 Abs. 2 BauGB)

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind 
mit Schreiben vom 24. 10. 2022 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

9. ERNEUTE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN (§ 4 Abs. 2 BauGB):

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Einzelhandelsbetriebe sowie Großhandel mit einzelhandelsähnlicher Ver-
triebsstruktur allgemein nicht zugelassen. 
Ausnahmsweise dürfen die in dem Gebiet ansässigen Handwerks- und Gewerbebetriebe auf einem der bebauten Be-
triebsfläche untergeordneten Teil von 10% bis maximal 100 qm pro Betrieb Produkte verkaufen, die sie in dem Gebiet 
selbst hergestellt, weiterverarbeitet oder die sie in ihrer handwerklichen oder gewerblichen Tätigkeit in branchenübli-
cher Weise installieren, einbauen oder warten. Das Industriegebiet wird vorwiegend für Logistikbetriebe nach der Ab-
weichungs zulassung zum Regionalplan vorgesehen. Allgemein zulässig sind Kantinen zur betriebseigenen Ver-
sorgung. 

BER G W ERKSFELD T WISE
Der räumliche Geltungsbereich befindet sich innerhalb des im Jahre 1864 auf Kupfererze verliehenen und aufrecht erhalten-
en Bergwerksfeld Twiste. Im Bereich des Bergwerksfeld wird darauf hingewiesen, dass geologische Besonderheiten -hier 
Vererzungen- nicht verzeichneter Uralterbergbau aus der vorindustriellen Zeit oder illegaler Schwarzabbau grundsätzlich 
vorliegen können. Gemäß den Erläuterungen zur geologischen Karte von Hessen 1:25 000, Blatt Nr. 4520 W arburg, Hes-
sisches Landesamt für Bodenforschung, Wiesbaden, Seite 194 hat im räumlichen Geltungsbereich historischer Bergbau 
stattgefunden.




